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Judikatur
Freistellungsentscheidung hinsichtlich ARA-Sammelsystem
Das EuG hat mit E v 22. 3. 2011 (T-419/03) eine Klage gegen eine
FreistellungsE der Kommission 2004/208/EG abgewiesen. Die
Freistellung der Sammel- und Sortierverträge der ARA AG
(1994–2006) vom Regime der ex Art 81ff EG sei verhältnismä-
ßig; die Auflagen der Kommission seien exekutierbar.1)

Anwendbarkeit der Aarhus-Konvention
Der EuGH hat im U v 8. 3. 2011 (C-240/09) ausgesprochen, dass
Art 9 Abs 3 des Übereinkommens (Zugang der Öffentlichkeit zu
Gerichten und Behörden in Umweltangelegenheiten im Unions-
recht) keine unmittelbare Wirkung zukommt. Die Gerichte der
MS seien jedoch verpflichtet, ihre Akte im Einklang mit den Zie-
len des Übereinkommens (effektiver Rechtsschutz) auszulegen.2)

UVP bei Genehmigungsverlängerungen
EuGH 17. 3. 2011, C-275/09, Brussels Hoofdstedelijk Gewest ua,
hat festgehalten, dass im Falle der Verlängerung der Betriebsge-
nehmigung des Flughafens Brüssel keine UVP erforderlich ist, so-
weit die Verlängerung einer bestehenden Betriebsgenehmigung
für einen Flughafen, die mit keinen Arbeiten/Eingriffen zur Än-
derung des materiellen Zustands des Platzes verbunden ist, weder
als „Projekt“ noch als „Bau“ iSd UVP-RL eingestuft werden kann.
Die RL verlangt jedoch, dass die Umweltverträglichkeit von Ar-
beiten oder Eingriffe auf einer früheren Stufe des Genehmigungs-
verfahrens geprüft worden sein müssen (mehrstufiges Genehmi-
gungsverfahren), was das nationale Gericht zu prüfen hat.3)

Zuständigkeit des US für Verkehrsvorhaben
(3. Abschnitt UVP-G)4)

Der US hat im Gefolge der Brennerbasistunnel-E des VwGH
(2009/03/0067v 30. 9. 2010) die ersten Folgeentscheidungen er-
lassen (zB 21. 3. 2011, US 3A/2011/1–6, Brennerbasistunnel; teil-
konzentriertes Genehmigungsverfahren nach § 24 Abs 4 UVP-
G). Der US kommt zu dem Ergebnis, dass im Anwendungsbe-
reich des § 24 Abs 4 durchgeführte (hier: naturschutzbehördli-
che) Verfahren ebenfalls den Anforderungen des Art 10 a UVP-
RL und des Art 47 GRC unterliegen. Daher muss auch in solchen
Fällen ein dem VwGH vorgeschaltetes Tribunal mit umfassender
Kognitionsbefugnis anrufbar sein, wenn nicht die Zuständigkeit
eines anderen Tribunals vorgesehen ist. In solchen Fällen ist
von der Zuständigkeit des US als BerBeh auszugehen.

Keine Haftung des Grundeigentümers gem § 364a ABGB
für Schäden aus einer Kanalanlage
Nach Regenfällen traten Abwässer aus einem wegen unzurei-
chender Wartungsarbeiten undichten Abwasserkanal aus und
verursachten Schäden am Nachbargrundstück. Die Kanalanlage
wurde vom außerbücherlich Berechtigten der Kanalservitut be-
trieben. Nach dem OGH (9 Ob 86/10b) treffe die Pflicht zur
Wartung und Instandhaltung sowie die routinemäßige Kontrolle
des Abwasserkanals den Servitutsberechtigten und nicht den
Grundeigentümer. Für die von einem Dritten verursachten Ein-
wirkungen hafte der Grundeigentümer nach § 364a ABGB nur
dann, wenn ihm gegen die Störungen des Dritten ein effektives
und zumutbares Hinderungsrecht zustehe. Die Haftung sei auf
Schäden begrenzt, deren Eintritt für den Haftpflichtigen ein ob-
jektiv kalkulierbares Risiko darstelle.

Legistik
AbgabenänderungsG 2011
Ein aktueller ME des BMF (v 15. 3. 2011, 267/ME 24. GP; Nov
zum EStG) sieht vor, dass der Kreis der begünstigten Spenden-
empfänger ausgeweitet werden soll. Organisationen, die sich
dem Umwelt-, Natur- und Artenschutz widmen, sollen in den
Kreis begünstigter Spendenempfänger aufgenommen werden
(§ 4a Abs 2 Z 3 lit d und lit e und Z 4 iVm Abs 6 EStG). Sowohl
die Durchführung von Maßnahmen für den Umwelt-, Natur-
oder Artenschutz als auch Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung
dafür sind davon – ohne räumliche Begrenzung – erfasst. Weiters
soll eine Höchstabsetzgrenze (10% des Vorjahresgewinns bzw
10% des Gesamtbetrags der Vorjahreseinkünfte) vorgesehen wer-
den (§ 4 a Abs 1, § 18 Abs 1 Z 7 und Z 8, § 124b Z 196 EStG). Die
geplanten Neuregelungen sollen erstmals auf Zuwendungen an-
zuwenden sein, die im Kalenderjahr 2012 getätigt werden
(§§ 4a, 18 Abs 1 Z 7 und Z 8, § 124b Z 196 EStG).5)

Weiteres
Weißbuch Verkehr
Die EK hat am 28. 3. 2011 ein „Weißbuch Verkehr“mit dem ehr-
geizigen Titel „Fahrplan für einen europäischen Verkehrsbinnen-
markt“ veröffentlicht. Das Weißbuch soll die Eckpfeiler für die
Verkehrspolitik bis 2050 festlegen. Die Schwerpunkte liegen da-
bei auf der Internalisierung der externen Kosten und den Heraus-
forderungen durch den Klimawandel. Ursprünglich als Zehnjah-
resprogramm bis 2020 gedacht, ist es jetzt auf einen Zeitraum von
40 Jahren ausgelegt und im Hinblick auf Treibhausgasberech-
nungen mit den anderen 2050-Strategien der Kommission abge-
stimmt. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Klimapolitik: Die
aus dem Verkehr entstehenden CO2-Emissionen sollen bis 2050
um 60% reduziert werden (ausgehend vom Basisjahr 1990; mit
dem Zwischenziel 20%-Reduktion ausgehend vom Basisjahr
2008). Die Maßnahmen sind Besteuerung (auf Energieprodukte,
Fahrzeuge), obligatorische Maut (Infrastruktur und die Internali-
sierung aller externen Kosten), Technologie und Innovation (Mo-
toren, Fahrzeuge, Intelligente Verkehrssysteme, alternative Kraft-
stoffe), CO2-freie Stadtgebiete, Marktöffnung (Kabotage) und
Verlagerung auf alternative Verkehrsträger.6)

Umweltrechtsblog.at

Univ.-Prof. Dr. Nicolas Raschauer und RA Dr. Peter Sander be-
treiben gemeinsam mit dem ÖWAV das Projekt www.umwelt

rechtsblog.at; einen Weblog, der Entwicklungen
und Erkenntnisse tagesaktuell einer breiten Öf-
fentlichkeit zukommen lässt. Autoren aus dem
universitären Bereich wie auch aus der Praxis
schreiben juristische und rechtspolitische Kurz-
beiträge zum Umweltrecht.
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